
AKtenzeichen: 2 AZR 707/96
Bundesarbeitsgericht 2. Senat Urteil vom 06. November 1997

- 2 AZR 707/96 -
I. Arbeitsgericht 

München
Urteil vom 20. Dezember 1995 
- 10b Ca 00477/95 I -

II. Landesarbeitsgericht München UrteJ.1 vom 16. Oktober 1996 - 7 Sa 191/96 -
Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse : 
Für das Biindesarchiv :

Nein
Nein
Nein

Entscheidungsstichwort:
Tarifliche Kündigungsfristen

Gesetz: GG Art. 3, BGB § 622, Manteltarifvertrag für gewerbliche 
Arbeitnehmer der Bekleidungsindustrie in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 17. Mai 1979 in der Fassung vom 29. September 
1994, §§ 22, 23

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats: Fortsetzung der ständigen Senatsrecht­
sprechung (vgl. Senatsurteil vom 23. Januar 1992 - 2 AZR 
460/91 - AP Nr. 36 zu § 622 BGB)
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2 AZR 707/96
7 Sa 191/96 München

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
6. November 1997

U r t e i l
Ander1,
Amtsinspektorin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß 
§ 128 Abs. 2 ZPO in der Sitzung am 6. November 1997 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Etzel, die Richter 
Bröhl und Dr. Fischermeier sowie den ehrenamtlichen
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Richter Dr. Kirchner und die ehrenamtliche Richterin 
Engel für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts München vom 16. Oktober 
1996 - 7 Sa 191/96 - aufgehoben.
Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts München vom 20. Dezember 1995 
- 10 b Ca 00477/95 I - abgeändert.
Die Klage wird abgewiesen. Die Klägerin trägt die 
Kosten des Rechtsstreits.

V o n  R e c h t s  w e g e n ! o
T a t b e s t a n d  s

Die am 22. Februar 1962 geborene Klägerin war bei der Be­
klagten, einem Unternehmen der Bekleidungsindustrie, seit 5. No­
vember 1979 als gewerbliche Arbeitnehmerin in deren Zweigbetrieb 
in G beschäftigt. Die Beklagte hat diesen Zweigbetrieb
stillgelegt und der Klägerin, die dem im Betrieb bestehenden Be­
triebsrat angehörte, am 17. Februar 1995 zunächst zum 17. März 
1995 gekündigt. Der Kündigungstermin ist später auf den 31. März 
1995 korrigiert worden und die Parteien streiten nur noch dar­
über, ob die von der Beklagten einzuhaltende Kündigungsfrist nach 
uer einschlägigen Tarifregelung richtig berechnet worden ist oder 
gemäß § 622 Abs. 2 Nr. 2 BGB n.F. bis zum 30. April 1995 lief.

Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien fand kraft beidersei­
tiger VerbandsZugehörigkeit der - im übrigen allgemeinverbindli­
che - Manteltarifvertrag vom 17. Mai 1979 für gewerbliche Arbeit­
nehmer der Bekleidungsindustrie in der Bundesrepublik Deutsch­
land, gültig ab dem 1. Januar 1980 (im folgenden: MTV) Anwendung.
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Dieser enthält - zuletzt in der Fassung vom 29. September 1994 
u.a. folgende Regelung:

"§ 22
Lösung des Arbeitsverhältnisses

1. Die beiderseitige Kündigungsfrist beträgt zwei 
Wochen. Die Kündigung kann nur zum Wochen­
schluß erfolgen.

2. Kündigt der Arbeitgeber, so beträgt die Kündi­
gungsfrist:
a) nach Vollendung des 30. Lebensjahres und 

einer Betriebszugehörigkeit von fünf Jahren 
einen Monat zum Monatsende,

b) nach Vollendung des 35. Lebensjahres und 
einer Betriebszugehörigkeit von zehn Jahren 
zwei Monate zum Monatsende,

c) nach Vollendung des 45. Lebensjahres und 
einer Betriebszugehörigkeit von 20 Jahren 
drei Monate zum Ende eines Kalenderviertel­
jahres .

3. Die gesetzlichen Bestimmungen über die frist­
lose Kündigung des Arbeitsverhältnisses blei­
ben unberührt.

S 23
Anrechnung früherer BetriebsZugehörigkeit

1. Die frühere Beschäftigungszeit eines Arbeit­
nehmers bei demselben Arbeitgeber wird auf die 
Dauer der BetriebsZugehörigkeit angerechnet, 
wenn
a) das Arbeitsverhältnis nach mindestens drei­

jähriger Betriebszugehörigkeit wegen be­
triebsbedingter Erfordernisse durch den Ar­
beitgeber gekündigt wurde, die Wiederbe­
gründung des Arbeitsverhältnisses jedoch 
innerhalb von zwei Jahren erfolgt,

b) das Arbeitsverhältnis aufgrund von Kurzar­
beit von mehr als sechs Wochen durch den 
Arbeitnehmer gekündigt wurde und nicht län­
ger als zwei Jahre unterbrochen war.
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c) das Arbeitsverhältnis unmittelbar nach 
einer Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnah­
me bei demselben Arbeitgeber wieder aufge­
nommen wird,

d) bei Niederkunft das Arbeitsverhältnis nach 
Ablauf des Zeitraumes, in dem eine Kündi­
gung unzulässig ist, nicht länger als drei 
Jahre unterbrochen war, ohne daß die Ar­
beitnehmerin in dieser Zeit erwerbstätig 
ist,

e) das Arbeitsverhältnis aus gesundheitlichen 
Gründen des Arbeitnehmers oder wegen der 
Pflegebedürftigkeit von Kindern, Ehegatten 
oder Eltern nicht länger als drei Jahre un­
terbrochen war und der Arbeitnehmer in sol­
chen Fällen ein amtsärztliches Attest vor­
gelegt hat, ohne daß der Arbeitnehmer in 
dieser Zeit erwerbstätig gewesen ist.

Für die Angestellten der Bayerischen Bekleidungsindustrie 
gilt der Manteltarifvertrag vom 29. September 1994, der in § 2 
(B) für die Kündigungsfristen auf die gesetzlichen Bestimmungen 
abstellt.

Die Klägerin meint, die tarifliche Regelung der Kündigungs­
fristen verstoße gegen den Gleichheitssatz und sei daher unwirk­
sam. Die Ungleichbehandlung von Arbeitern und Angestellten insbe 
sondere in der Bewertung der Wartezeiten bzw. Betriebszugehörig­
keitszeiten sei aus sachlichen Gründen nicht mehr gerechtfertigt 
Damit sei die gesetzliche Kündigungsregelung anzuwenden.

Die Klägerin hat, soweit für die Revisionsinstanz von Inter 
esse, beantragt

festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis durch 
die Kündigung vom 17. Februar 1995 erst mit dem 
30. April 1995 aufgelöst worden ist.
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Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat geltend 
gemacht, die unterschiedliche Behandlung von Angestellten und Ar­
beitern sei aufgrund der besonderen Verhältnisse in der Beklei­
dungsindustrie gerechtfertigt. Der Produktions-, Lager- und 
Finishing-Bereich der Bekleidungsindustrie sei fast ausschließ­
lich mit gewerblichen Arbeitnehmern besetzt. Abgesehen von weni­
gen Führungskräften in der Produktion seien die übrigen Ange­
stellten in den kaufmännischen und verwaltenden Bereichen sowie 
in der Modellentwicklung tätig. In diesem Bereich gebe es dafür 
keine gewerblichen Arbeitnehmer. Der Anteil der gewerblichen Ar­
beitnehmer an der Gesamtzahl der Beschäftigten betrage 71,1 %. In 
der deutschen Bekleidungsindustrie würden jährlich zwei neue Kol­
lektionen vorgestellt, im stark modisch bestimmten Bereich werde 
mit noch kürzeren Kollektionsrhythmen gearbeitet. Erst nach der 
Erstellung und aufgrund der Vorlage der Kollektion, weitgehend in 
Verbindung mit den großen Modemessen, erfolge die Order des Kun­
den und von dieser hänge der Einkauf der Stoffe und des sonstigen 
Materials sowie die Produktionseinteilung ab. Erst dann stehe der 
Umfang der Produktionsauslastung und ihre Verteilung auf die in- 
und ausländischen Produktionsstätten fest. Zwischen Vorlage der 
Kollektion und Auslieferung liege im allgemeinen ein Vierteljahr, 
von dem ein Teil noch auf die Produktionsvorbereitung entfalle. 
Die Bekleidungsunternehmen müßten deshalb schneller handeln kön­
nen als jeder andere Wirtschaftszweig. Zu den modebedingt unre­
gelmäßigen Orderrhythmen und einer sehr unterschiedlichen Kapazi­
tätsauslastung komme hinzu, daß modische Veränderungen dazu 
führten, daß ganze Verarbeitungsweisen und Artikelgruppen durch 
andere verdrängt würden. Auch wirtschaftliche Umbrüche bewirkten.
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daß sich die Verbraucher bei geringsten rezessiven Anzeichen mit 
dem Kauf von Bekleidung zurückhielten, um in Aufschwungphasen 
erst wieder zu allerletzt sich diesen Produkten zuzuwenden. Auf 
derartige mode- oder wirtschaftsbedingte Veränderungen müsse im 
Rahmen der Produktion kurzfristig reagiert werden. Demgegenüber 
jüßten auch und gerade in schwierigen Zeiten die Entwicklung und 
der Vertrieb weiterlaufen. Deshalb müsse die Bekleidungsin­
dustrie, ggf. durch Freisetzung von Arbeitskräften im Bereich der 
gewerblichen Arbeitnehmer flexibel reagieren können, während im 
Angestelltenbereich ein solches branchenspezifisches Flexibili­
tätsbedürfnis nicht derart stark durchschlage. Die Differenzie­
rung in den Kündigungsfristen zwischen gewerblichen Arbeitnehmern 
und Angestellten sei durch die Tarifvertragsparteien deshalb 
nicht willkürlich erfolgt, sondern durch sachliche Gründe ge­
rechtfertigt .

Das Arbeitsgericht hat nach dem Klageantrag erkannt. Das 
bandesarbeitsgericht hat die hiergegen gerichtete Berufung der 
Beklagten zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt die Beklagte 
ihren Klageabweisungsantrag weiter.

E n t s c h e i d u n g i s a r ü n d e  s

Die Revision ist begründet. Die Kündigung der Beklagten hat 
das ArbeitsVerhältnis der Parteien nach § 22 MTV zum 31. März 
1995 beendet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die tarifliche Re­
gelung der unterschiedlichen Kündigungsfristen für gewerbliche
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Arbeitnehmer und Angestellte in der Bekleidungsindustrie sei ins­
gesamt unausgewogen und damit gleichheitswidrig. Diese Unausgewo­
genheit könne nicht dadurch korrigiert werden, daß einzelne Kün­
digungsfristen als branchenbedingt zulässige Reaktion auf die un­
terschiedlichen Anforderungen und Bedürfnisse im Produktionsbe­
reich im Gegensatz zur Verwaltung, zum kaufmännischen Bereich 
sowie zur Modellentwicklung einer verfassungsrechtlichen Bewer­
tung noch standhalten könnten.

II. Dem folgt der Senat nicht. Die Revision beanstandet zu Recht 
eine fehlerhafte Beurteilung zur Verfassungswidrigkeit der von 
der Beklagten angewandten Kündigungsfrist nach § 22 Ziff. 2 a MTV 
durch das Landesarbeitsgericht.

1. Zutreffend geht das Berufungsgericht in Übereinstimmung mit 
den Parteien davon aus, bei der fraglichen Kündigungsklausel han­
dele es sich um eine eigenständige (konstitutive) Regelung. Die 
TairifVertragsparteien haben nicht die einschlägige gesetzliche 
Vorschrift des § 622 BGB a.F. wörtlich oder inhaltlich unverän­
dert übernommen, sie haben vielmehr ein eigenes Regelungswerk ge­
schaffen, das in wesentlichen Punkten von der gesetzlichen Rege­
lung der Kündigungsfristen abweicht: So haben die Tarifpartner 
die Altersgrenze für die anrechenbare Betriebszugehörigkeit schon 
im Jahre 1979, also lange vor der entsprechenden gesetzlichen Re­
gelung von 35 auf 25 vollendete Lebensjahre abgesenkt (§ 22 
Abs. 2 MTV i.d.F. vom 17. Mai 1979). Außerdem stellt die Anrech­
nung früherer Betriebszugehörigkeitszeiten nach § 23 MTV eine er­
hebliche Verbesserung hinsichtlich der Kündigungsfristen dar.
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Weitere Verbesserungen des Kündigungsschutzes enthalten der Ta­
rifvertrag zur Sicherung älterer Arbeitnehmer der Bekleidungsin­
dustrie vom 13. Mai 1980 mit einem weitgehenden Ausschluß der or­
dentlichen Kündigung nach Vollendung des 55. Lebensjahres und der 
Tarifvertrag über Rationalisierungsschutz für die gewerblichen 
Arbeitnehmer und Angestellten der Bekleidungsindustrie vom 
5. Juli 1988 mit einer Verlängerung der Kündigungsfrist um drei 
Monate, höchstens jedoch auf acht Monate bei aufgrund von Ratio­
nalisierungsmaßnahmen erforderlichen Kündigungen (vgl. zu einer 
ähnlichen Tarifregelung in der Textilindustrie Senatsurteile vom 
23. Januar 1992 - 2 AZR 470/91 - BAGE 69, 257 = AP Nr. 37 zu 
§ 622 BGB und 11. August 1994 - 2 AZR 9/94 - AP Nr. 31 zu § 1 
KSchG 1969 Krankheit).

Bei dieser Rechtslage hat das Landesarbeitsgericht zutref­
fend in eigener Kompetenz geprüft, ob die in Rede stehende Kündi­
gungsregelung im Vergleich zu der im Manteltarifvertrag für die 
Angestellten geltenden Regelung, die auf die gesetzlichen Bestim­
mungen Bezug nimmt, mit dem allgemeinen Gleichheitssatz des 
Art. 3 Abs. 1 GG, an den auch die Tarifpartner gebunden sind, 
vereinbar sei.

2. Die Revision rügt jedoch zu Recht, daß das Berufungsgericht 
zu einer Verfassungswidrigkeit der einschlägigen Tarifnorm des 
§ 22 Ziff. 2 a MTV nur dadurch gekommen ist, daß es im Wege einer 
Gesamtbetrachtung die tarifliche Regelung aller Kündigungsfristen 
für gewerbliche Arbeitnehmer den Kündigungsfristen für Angestell­
te gegenübergestellt hat, ohne im einzelnen zu prüfen, ob die
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hier einschlägige Kündigungsfrist gegen Art. 3 Abs. 1 GG ver­
stößt. Demgegenüber hat der Senat in ständiger Rechtsprechung le­
diglich die im konkreten Fall einschlägige Kündigungsfrist an 
Art. 3 Abs. 1 GG gemessen mit dem Ergebnis etwa, daß im selben 
Tarifvertrag bei der Grundkündigungsfrist bzw. der Kündigungs­
frist auf der ersten Erhöhungsstufe die Schlechterbehandlung der 
gewerblichen Arbeitnehmer gegenüber den Angestellten noch durch 
branchenspezifische Gesichtspunkte als sachlich gerechtfertigt 
angesehen worden ist und der Senat einen Verstoß gegen Art. 3o Abs. 1 GG erst bei den weiteren Erhöhungsstufen angenommen hat. 
Dies beruht auf der Überlegung, daß zunächst vielleicht erhebli­
che Unterschiede zwischen Arbeitern und Angestellten hinsichtlich 
ihrer Schutzbedürftigkeit oder einem betrieblichen Interesse an 
einer flexiblen Personalplanung und -anpassung bei längerer Be­
triebszugehörigkeit an Gewicht verlieren (zuletzt Senatsurteile 
vom 11. August 1994 - 2 AZR 9/94 - AP Nr. 31 zu § 1 KSchG 1969 
Krankheit; vom 14. Februar 1996 - 2 AZR 296/95 - RzK I 3 e 
Nr. 60). An dieser Rechtsprechung ist festzuhalten. Wenn die

( ) Rechtsprechung Tarifnormen darauf zu überprüfen hat, ob sie gegen
Art. 3 Abs. 1 GG verstoßen, so hat sie die ebenfalls grundgesetz­
lich geschützte Tarifautonomie (Art. 9 Abs. 3 GG) zu achten. Ver­
stoßen einzelne Tarifnormen gegen das Grundgesetz, so darf dieser 
Verstoß durch die Rechtsprechung nur unter Beachtung des ge­
ringstmöglichen Eingriffs in die Tarifautonomie korrigiert wer­
den. Damit verbietet es sich, wenn einzelne tarifliche Kündi­
gungsfristen für gewerbliche Arbeitnehmer gegen Art. 3 Abs. 1 GG 
verstoßen, die tarifliche Gesamtregelung der Kündigungsfristen 
für gewerbliche Arbeitnehmer für verfassungswidrig und damit 
auch d i e • Kündigungsfristen für unwirksam zu erklären, die
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einen solchen Verfassungsverstoß nicht erkennen lassen. Genau 
dazu führt aber die durch das Berufungsgericht vorgenommene Ge­
samtbetrachtung, die ausdrücklich unberücksichtigt läßt, daß ein­
zelne Kündigungsfristen als branchenbedingt zulässige Reaktion 
auf die unterschiedlichen Anforderungen und Bedürfnisse im Pro­
duktionsbereich im Gegensatz zu den Bereichen, wo überwiegend An­
gestellte beschäftigt werden, einer verfassungsrechtlichen Bewer­
tung noch standhalten könnte. Damit bliebe offen, was im vorlie­
genden Fall zu prüfen war, nämlich ob die konkrete, von der Be­
klagten angewandte Kündigungsregelung verfassungskonform ist.

3. § 22 Ziff. 2 a MTV verstößt nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG.
Das Bedürfnis nach flexibler Personalplanung im produktiven Be­
reich wegen produkt-, mode- und saisonbedingter Auftragsschwan­
kungen rechtfertigt eine kürzere tarifliche Kündigungsfrist auch 
für überwiegend in der Produktidn tätige Arbeiter mit einer Be­
triebszugehörigkeit von fünf Jahren nach Vollendung des 30. Le­
bensjahrs im Vergleich zu der für Angestellte günstigeren Rege­
lung .

a) Nach der ständiger Senatsrechtsprechung (vgl. z.B. Urteile 
vom 23. Januar 1992 - 2 AZR 389/91 - AP Nr. 35 zu § 622 BGB und
- 2 AZR 470/91 - BAGE 69, 257 = AP, aaO; vom 16. September 1993
- 2 AZR 697/92 - BAGE 74, 167 = AP Nr. 42, aaO; vom 11. August 
1994 - 2 AZR 9/94 - AP Nr. 31 zu § 1 KSchG 1969 Krankheit; vom 
14. Februar 1996 - 2 AZR 296/95 - RzK I 3 e Nr. 60) fehlt es an 
sachlichen Gründen für die unterschiedliche Regelung der Kündi­
gungsfristen von Arbeitern und Angestellten, wenn eine Schlecht­
erstellung der Arbeiter nur auf einer pauschalen Differenzierung
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zwischen den Gruppen der Angestellten und der Arbeiter beruht. 
Sachlich gerechtfertigt sind dagegen hinreichend gruppenspezi­
fisch ausgestaltete unterschiedliche Regelungen, die z.B. entwe­
der nur eine verhältnismäßig kleine Gruppe nicht intensiv benach­
teiligen, oder funktions-, branchen- oder betriebsspezifischen 
Interessen im Geltungsbereich eines Tarifvertrags mit Hilfe ver­
kürzter Kündigungsfristen für Arbeiter entsprechen (z.B. überwie­
gende Beschäftigung von Arbeitern in der Produktion), wobei ande­
re sachliche Differenzierungsgründe nicht ausgeschlossen sind. 
Dieser Prüfungsmaßstab gilt sowohl für unterschiedliche Grundfri­
sten als auch für ungleich verlängerte Fristen für Arbeiter und 
Angestellte mit längerer Betriebszugehörigkeit und höherem Le­
bensalter. Insoweit ist allerdings zu beachten, daß zunächst 
vielleicht erhebliche Unterschiede zwischen Arbeitern und Ange­
stellten hinsichtlich ihrer Schutzbedürftigkeit bei längerer Be­
triebszugehörigkeit erheblich ,an Gewicht verlieren.

b) In der Bekleidungsindustrie ist angesichts der ganz überwie­
genden Beschäftigung von Arbeitern in der Produktion ein beson­
deres Interesse der Arbeitgeberseite anzuerkennen, auf Konjunk­
tureinbrüche und Auftragsrückgänge unmittelbar und ohne erhebli­
che Zeitverzögerung reagieren zu können. Für die vergleichbar 
strukturierte Textilindustrie hat der Senat dies bereits mehrfach 
entschieden (Urteile vom 23. Januar 1992 - 2 AZR 460/91 - AP 
Nr. 36 zu § 622 BGB und - 2 AZR 470/91 - BAGE 69, 257 = AP, aaO). 
Die Beklagte hat auf eine Erhebung der Bundesvereinigung der Ar­
beitgeber im Bundesverband der Bekleidungsindustrie e.V. hinge­
wiesen, nach der von der Gesamtzahl der Beschäftigten der deut­
schen Bekleidungsindustrie auf die Angestellten 28,9 % und auf
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die gewerblichen Arbeitnehmer 71,1 % (Stand 1994) entfielen, 
wobei die gewerblichen Arbeitnehmer überwiegend im produktiven 
Bereich und die Angestellten im Verwaltungsbereich beschäftigt 
würden. Die Produktion unterliege dabei konjunktur- und modebe­
dingten Schwankungen, weil erst nach den regelmäßig im Halbjah­
resrhythmus vorgestellten Kollektionen die Produktionsauslastung 
feststehe und die Branche außerdem sensibler als andere Branchen 
auf das infolge von Konjunktureinbrüchen geänderte Käuferverhal­
ten reagieren müsse. Dieses Vorbringen hat die Klägerin im Grund­
satz nicht bestritten, sie geht vielmehr schon in der Klage­
schrift davon aus, daß auch in der Bekleidungsindustrie die vom 
Senat für die Textilindustrie angenommenen "betrieblich-saisona­
len" Gründe für eine Schlechterstellung gewerblicher Arbeitnehme­
rinnen "bestehen", meint nur, diese Gründe könnten eine Differen­
zierung der Kündigungsfristen zwischen gewerblichen Arbeitnehmern 
und Angestellten schon bei einer Beschäftigungszeit von fünf Jah­
ren nicht mehr rechtfertigen. Da in der Bekleidungsindustrie na­
hezu alle gewerblichen Arbeitnehmer im produktiven Bereich tätig 
sind, die Produktion aber produkt- und modebedingten Schwankungen 
unterworfen ist, ist es einsichtig, daß ein branchenbedingtes Be­
dürfnis nach einer flexiblen Personalplanung und Personalanpas­
sung vorwiegend im produktiven Bereich, also bei den gewerblichen 
Arbeitnehmern anerkannt werden muß, während im Verwaltungsbe­
reich, also bei den Angestellten ein solches Flexibilitätsbedürf­
nis nicht derart stark durchschlägt, weil eine gut funktionieren­
de Verwaltung im Betrieb auch unabhängig von kurzfristigen Pro­
duktionsschwankungen langfristig aufrechterhalten bleiben muß.
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c) Im Gegensatz zu der Ansicht der Klägerin sind die dargeleg­
ten branchenspezifischen Besonderheiten auch geeignet, die unter­
schiedliche Kündigungsfrist für gewerbliche Arbeitnehmer nach 
fünf Jahren Betriebszugehörigkeit ab dem 25. Lebensjahr sachlich 
zu rechtfertigen (so schon zur Baden-Württembergischen Textilin­
dustrie Senatsurteil vom 23. Januar 1992 - 2 AZR 460/91 - AP 
Nr. 36 zu § 622 BGB). Der Unterschied der Kündigungsfristen zwi­
schen gewerblichen Arbeitnehmern und Angestellten beträgt bei der 
verlängerten Frist nach fünfjähriger Betriebszugehörigkeit im 
Höchstfall einen Monat. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
Kündigungsfristen nach fünf Jahren Betriebszugehörigkeit schon 
dadurch ganz wesentlich aneinander angenähert worden sind, daß 
der Gesetzgeber durch § 622 Abs. 2 Nr. 2 BGB n.F. die gesetzli­
chen Kündigungsfristen für Angestellte auf dieser Erhöhungsstufe 
von drei Monaten zum Vierteljahresende auf zwei Monate zum Mo­
natsende abgesenkt hat, was diö Tarifvertragsparteien dadurch 
nachvollzogen haben, daß sie im Manteltarifvertrag für die Ange­
stellten der Bayerischen Bekleidungsindustrie vom 29. September 
1994 in § 2 B 3 nach wie vor auf die gesetzlichen Kündigungsfri­
sten Bezug genommen haben. Der nominelle Unterschied der Kündi­
gungsfristen um einen Monat wird noch dadurch abgemildert, daß 
für die gewerblichen Arbeitnehmer in § 23 MTV eine gegenüber den 
Anrechnungsvorschriften für Angestellte verbesserte Regelung über 
die Anrechnung früherer Betriebszugehörigkeiten getroffen worden 
ist und bei Rationalisierungskündigungen ohnehin für die gewerb­
lichen Arbeitnehmer wie für die Angestellten die gleiche verlän­
gerte Kündigungsfrist gilt (§ 11 des Tarifvertags über Rationali­
sierungsschutz für die gewerblichen Arbeitnehmer und Angestellten 
der Bekleidungsindustrie vom 5. Juli 1988).
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Die verbleibenden Unterschiede sind durch die branchenspezi­
fischen Besonderheiten sachlich gerechtfertigt. Wenn nach der Se­
natsrechtsprechung bei längerer BetriebsZugehörigkeit das Bedürf­
nis nach flexibler Personalanpassung keine unterschiedlichen Kün­
digungsfristen mehr rechtfertigt, können die Tarifpartner ein 
grundsätzlich anerkennenswertes Flexibilitätsinteresse nur noch 
im unteren Bereich, also z.B. bei den Grundkündigungsfristen und 
den Kündigungsfristen nach fünfjähriger BetriebsZugehörigkeit 
verwirklichen. Davon haben die Tarifpartner der Bekleidungsindu­
strie im vorliegenden Fall maßvoll Gebrauch gemacht. Sie haben 
nicht die früheren gesetzlichen Regelungen, die pauschal zwischen 
der Gruppe der Arbeiter und Angestellten unterschieden, undiffe­
renziert auf ihre Branche übertragen, sondern in zahlreichen Ta­
rifverträgen gewerbliche Arbeitnehmer und Angestellte schon früh­
zeitig gleichbehandelt und auch hinsichtlich der Kündigungsfri­
sten für die gewerblichen Arbeitnehmer gegenüber der gesetzlichen 
Regelung zahlreiche Verbesserungen eingeführt. Soweit bei der 
Kündigungsfrist nach fünf Beschäftigungsjahren noch Unterschiede 
zwischen gewerblichen Arbeitnehmern und Angestellten bestehen ge­
blieben sind, haben die Tarifpartner damit in Ausübung ihrer Ta­
rifautonomie (§ 9 Abs. 3 GG) branchenspezifischen Notwendigkeiten 
Rechnung getragen.

4. Ein anderes Ergebnis läßt sich auch nicht, wie das Beru­
fungsgericht erwogen hat, damit rechtfertigen, daß die Tarifpart­
ner nach Inkrafttreten des Kündigungsfristengesetzes (Gesetz zur 
Vereinheitlichung der Kündigungsfristen von Arbeitern und Ange­
stellten vom 7. Oktober 1993, BGBl. I, S. 1668 - KündFG -) für
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die gewerblichen Arbeitnehmer keine erste Erhöhungsstufe nach 
zwei Jahren Beschäftigung ab der Vollendung des 25. Lebensjahres 
eingeführt haben. Der Senat ist zwar stets davon ausgegangen, daß 
für die unterschiedliche Staffelung der Wartezeiten, wenn über­
haupt, so doch nur unter besonderen Umständen gegenüber Art. 3 
Abs. 1 GG erhebliche sachliche Gründe denkbar sind, weil zumin­
dest insoweit regelmäßig keine materielle Richtigkeitsgewähr für 
die Verfassungsmäßigkeit der tariflichen Kündigungsregelungen 
eingreift (Senatsurteil vom 21. März 1991 - 2 AZR 323/84 (A) - 
BAGE 67, 342 = AP Nr. 29 zu § 622 BGB; Urteil vom 11. August 1994 
- 2 AZR 9/94 - AP Nr. 31 zu § 1 KSchG 1969 Krankheit). In diesem 
Zusammenhang hat der Senat ausdrücklich offengelassen, ob die Än­
derung des § 622 BGB durch das KündFG (also die Einführung einer 
ersten Erhöhungsstufe für Angestellte nach zwei Jahren Betriebs­
zugehörigkeit) dazu geführt hat, daß vor Inkrafttreten des KündFG 
vereinbarte Tarifregelungen, die den Gesetzestext des § 622 BGB 
a.F. (mit verlängerten Kündigungsfristen für gewerbliche Arbeit­
nehmer erst ab fünf Beschäftigungsjahren) konstitutiv festge­
schrieben haben, nunmehr insgesamt gegen Art. 3 GG verstoßen (Se­
natsurteil vom 14. Februar 1996 - 2 AZR 166/95 - AP Nr. 21 zu § 1 
TVG Tarifverträge: Textilindustrie). Die vom Senat geäußerten Be­
denken gegen die Wirksamkeit einer derartigen konstitutiven Alt­
regelung greifen aber jedenfalls in einem Fall wie dem vorliegen­
den nicht durch, in dem die Tarifpartner der Absenkung der Ange­
stelltenkündigungsfristen durch das KündFG dadurch Rechnung ge­
tragen haben, daß sie entweder eine entsprechende konstitutive 
Kündigungsfristenregelung für die Angestellten entsprechend den 
gesetzlichen Vorgaben abgesenkt oder nach wie vor deklaratorisch 
auf die gesetzliche Regelung verwiesen haben mit dem Ergebnis,
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daß nunmehr für die Angestellten die kurzen Kündigungsfristen des 
§ 622 Abs. 2 BGB n.F. gelten. Die Erhöhungsstufe des § 622 Abs. 2 
Nr. 1 BGB n.F. enthält für die Angestellten lediglich eine ver­
hältnismäßig geringfügige Verlängerung der Kündigungsfrist. Wird 
zum Ende eines Kalendermonats gekündigt, so verlängert sich die 
Kündigungsfrist je nach der Dauer des Kalendermonats um 0 bis 
höchstens drei Kalendertage. Wenn die Tarifpartner die gegenüber 
der gesetzlichen Neuregelung verkürzten tariflichen Kündigungs­
fristen für gewerbliche Arbeitnehmer (Grundkündigungsfrist: zwei 
Wochen zum Wochenschluß; Erhöhung nach fünf Jahren ein Monat zum 
Monatsschluß) nicht auch noch proportional nach einer Beschäfti­
gungszeit von zwei Jahren um eine Minimalfrist erhöht haben, so 
hält sich dies innerhalb des ihnen zustehenden Beurteilungsspiel­
raums .

5. Die Wirksamkeit der Tarifregelung scheitert auch nicht, wie 
das Landesarbeitsgericht angenommen hat, daran, daß die hier ein­
schlägige Kündigungsfrist für gewerbliche Arbeitnehmer auf einer 
Tarifregelung beruht, die seit 1979 unverändert geblieben ist. 
Zwar hat der Senat mehrfach ausdrücklich offengelassen, ob ange­
sichts der durch das KündFG grundsätzlich intendierten Anglei­
chung von Arbeiter- und Angestelltenkündigungsfristen für eine 
Kündigung nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bei steigender 
Betriebszugehörigkeit noch an erheblich unterschiedlichen Kündi­
gungsfristen für Angestellte und Arbeiter, insbesondere unter­
schiedlichen Wartezeiten aus sachlich begründbaren Erwägungen 
festgehalten werden kann, wenn diese Unterschiede auf vor In­
krafttreten des KündFG vereinbarten Tarifverträgen beruhen (Se­
natsurteile vom 1CL März 1994 - 2 AZR 605/93 - BAGE 76, 111 = AP
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Nr. 117 zu § 1 TVG Tarifverträge: Metallindustrie; vom 9. März 
1995 - 2 AZR 510/94 - n.v. und vom 14. Februar 1996 - 2 AZR 
166/95 - AP Nr. 21 zu § 1 TVG Tarifverträge: Textilindustrie). 
Vorliegend sind die vor Inkrafttreten des KündFG viel gravieren­
deren Unterschiede zwischen Arbeiter- und Angestelltenkündigungs­
fristen auf der Erhöhungsstufe nach fünf Beschäftigungsjahren 
schon dadurch erheblich abgemildert worden, daß die Angestellten­
kündigungsfristen, was die Tarifpartner durch den Neuabschluß des 
ManteltarifVertrags für die Angestellten übernommen haben, erheb­
lich abgesenkt worden sind. Die verbleibenden Unterschiede sind 
sowohl hinsichtlich der Wartezeiten als auch der Länge der Kündi­
gungsfristen auf der Erhöhungsstufe nach fünf Beschäftigungsjah­
ren nicht als derart nachteilig für die gewerblichen Arbeitnehmer 
anzusehen, daß angesichts des anzuerkennenden Bedürfnisses der 
Branche nach flexibler Personalanpassung auch unter Berücksichti­
gung der gesetzlichen Vorgaben durch das KündFG ein Verstoß gegen 
Art. 3 Abs. 1 GG festzustellen wäre.

Etzel Bröhl Fischermeier
Engel Dr. Kirchner
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